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1. Einleitung 
Der Bebauungsplan Nr. 21 „Hinter dem Mönke“ mit örtlicher Bauvorschrift ist am 13.04.2002 
in Kraft getreten. Seitdem wurden eine Änderung sowie zwei Änderungen und Erweiterungen 
des Bebauungsplans durchgeführt, wovon jedoch nur die 3. Änderung den räumlichen Gel-
tungsbereich der 4. Änderung betrifft. (vgl. die folgende Übersichtskarte). 

 

3. Änderung u. 
Erweiterung 

2. Änderung 

1 Änderung u. 
Erweiterung 
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Anlass für die Aufstellung der 4. Änderung des Bebauungsplans Nr. 21 „Hinter dem Mönke“ 
ist die geplante Errichtung eines Physiotherapie-Praxisgebäudes auf Flächen im räumlichen 
Geltungsbereich der 3. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans Nr. 21. Bei der Auf-
stellung der 3. Änderung und Erweiterung wurde von einer kleinteiligeren Wohnnutzung mit 
freistehenden Einfamilienhäusern im Änderungsbereich ausgegangen, die u.a. von der Straße 
„Am Bornberg“ über eine Stichstraße erschlossen werden sollten. Diese, in der 3. Änderung 
und Erweiterung festgesetzte öffentliche Straßenverkehrsfläche, steht in erster Linie der Ge-
nehmigung des geplanten Vorhabens entgegen.  
Das geplante Praxisgebäude ergänzt die bestehende Nutzung an der Straße „Am Born-berg mit 
dem „NDOC - Norddeutsches Optik Colleg“ und fördert wirtschaftliche und gesundheitliche 
Belange. Daher hat die Gemeinde sich entschlossen, die 4. Änderung des Bebauungsplans 
Nr. 21 durchzuführen, um die Ansiedlung der Praxis zu ermöglichen. Aufgrund der geänderten 
Grundstücksstruktur kann auf die bisher geplante Stichstraße verzichtet werden. 
Die Aufstellung der 4. Änderung erfolgt im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB als 
„Bebauungsplan der Innenentwicklung“. 

2. Ziele und Zwecke der 4. Änderung 
Allgemeine Ziele der 4. Änderung sind  
• eine Bebauung mit freistehenden Einfamilienhäusern, wie sie beiderseits der Straße „Am 

Bornberg“ in den letzten Jahren entstanden sind und  
• die Ergänzung der gemischten Nutzung westlich des Änderungsbereichs durch eine Physi-

otherapiepraxis. 
Allgemeiner Zweck der Planung ist die Deckung eines kleinen Teils des Wohnbedarfs in 
Schwarmstedt durch die Bereitstellung von Wohngrundstücken sowie die Förderung wirt-
schaftlicher Belange und die Verbesserung der Versorgung mit Dienstleistungen des Gesund-
heitswesens. 
Die Aufstellung des Bebauungsplans ist notwendig, um die angestrebte Grundstücksnutzung 
zu erreichen.  

3. Bebauungsplan der „Innenentwicklung“ 
Bei der 4. Änderung des Bebauungsplan Nr. 21 „Hinter dem Mönke“ mit örtlicher Bauvor-
schrift handelt es sich um einen „Bebauungsplan der Innenentwicklung“ im Sinne von § 13a 
BauGB. 
Ein „Bebauungsplan der Innenentwicklung“ liegt u. a. vor, wenn er für die Nachverdichtung 
oder andere Maßnahmen der Innenentwicklung aufgestellt wird. Das ist bei der 4. Änderung 
des Bebauungsplans Nr. 21 der Fall. Es handelt sich um Flächen innerhalb der Ortslage, auf 
denen eine Nachverdichtung ermöglicht werden soll. Dazu wird nicht der Außenbereich in An-
spruch genommen, sondern innerhalb des Siedlungsbereich sollen die Nutzungsmöglichkeiten 
verbessert werden. 
Die Voraussetzungen zur Anwendung des beschleunigten Verfahrens sind erfüllt: 
• Bei einer Gesamtgröße des räumlichen Geltungsbereichs festgesetzten Flächen von 

9.700 m² und einer GRZ von 0,4 bzw. 0,3 ergibt sich eine zulässige Grundfläche von deut-
lich weniger als 20.000 m². 

• UVP-pflichtige Vorhaben werden nicht ermöglicht. 
• Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung europäischer Schutzgebiete gibt es bei der Lage 

des Änderungsbereichs innerhalb der Ortslage nicht. 
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• Anhaltspunkte, dass Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von 
schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten 
sind, bestehen bei der geplanten Nutzung nicht. 

Im beschleunigten Verfahren gelten die Vorschriften für das vereinfachte Verfahrens nach § 13 
Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB entsprechend: 
• Von der frühzeitige Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB 

kann abgesehen werden. 
• Von der Umweltprüfung, dem Umweltbericht, von den Angaben in der Bekanntmachung 

der öffentlichen Auslegung, welche Arten umweltbezogenen Informationen verfügbar sind, 
und von der zusammenfassenden Erklärung wird abgesehen. 

Der Bebauungsplan kann von den Darstellungen des Flächennutzungsplans abweichen, wenn 
die geordnete städtebauliche Entwicklung nicht beeinträchtigt wird. Vgl. dazu unten Abschnitt 
I.5. 
Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, gelten als im 
Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt und zulässig 
mit der Folge, dass ein Ausgleich nicht erforderlich ist. 

4. Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs 
Der räumliche Geltungsbereich der 4. Änderung des Bebauungsplans (= Änderungsbereich) 
muss so abgegrenzt werden, dass die Ziele und Zwecke des Bebauungsplans erreicht werden. 
Die Abgrenzung des Änderungsbereichs ergibt sich aus dem Planausschnitt auf Seite 5 (rote 
Linie). Der Änderungsbereich umfasst die in der 3. Änderung und Erweiterung festgesetzte 
Stichstraße einschließlich des Fuß- und Radwegs in Nord-Süd-Richtung sowie die angrenzen-
den, als Allgemeines Wohngebiet“ festgesetzten Flächen. 

5. Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 
Der Änderungsbereich ist im wirk-
samen Flächennutzungsplans als 
Wohnbaufläche (W) dargestellt 
(vgl. den folgenden Planaus-
schnitt). Aus dieser Darstellung 
wird die 4. Änderung des Bebau-
ungsplans entwickelt.  
Von der Darstellung des wirksa-
men Flächennutzungsplans weicht 
lediglich die Festsetzung „Misch-
gebiet“ für eine kleine Teilfläche 
ab. Solche Abweichungen sind ty-
pisch für den Übergang von der 
vorbereitenden zur verbindlichen 
Bauleitplanung. Sie liegen im Rah-
men des Entwickelns gem. § 8 
Abs. 2 Satz 1 BauGB. 

Ausschnitt aus dem wirksamen Flä-
chennutzungsplan der Samtgemeinde 

Schwarmstedt  

4. Änderung 
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6. Bestandsaufnahme 
Für die Beurteilung der Auswirkungen der 4. Änderung sind die Festsetzungen der 3. Änderung 
und Erweiterung des Bebauungsplans Nr. 21 maßgeblich, der am 19.12.2020 in Kraft getreten 
ist (vgl. den folgenden Planausschnitt). 

 
Ausschnitt aus der 3. Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans Nr. 21  

mit der Grenze des räumlichen Geltungsbereichs der 4. Änderung (grüne Umrandung) 
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Der Änderungsbereich (grüne Umrandung) ist als „Allgemeines Wohngebiet (WA) mit maxi-
mal einem Vollgeschoss im überwiegenden Teil des Änderungsbereichs und zwei Vollgeschos-
sen an der Esseler Straße festgesetzt. Die Grundflächenzahl wurde auf 0,3 begrenzt. Für die 
Erschließung der geplanten Nutzung wurden zwei Stichstraßen von der Esseler Straße im Osten 
und der Straße „Am Bornberg“ im Norden festgesetzt, die über einen Fußweg verbunden wur-
den.  
Der geplanten Nutzung stehen insbesondere die Festsetzung der öffentlichen Straßenverkehrs-
fläche auf den Flurstücken 190/7 und 190/8 sowie die fehlende überbaubare Grundstücksfläche 
entgegen. 
Die derzeitige Nutzung der Flächen ergibt sich aus dem folgenden Luftbildausschnitt:  

 
Luftbild vom Änderungsbereich (grüne Umrandung) und der Umgebung, Stand Mai 2021 

Geplante Physio-
therapiepraxis 

Norddeutsches 
Optik Colleg 
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Die Flurstücke 190/7 und 190/9 wurden schon für die geplante Nutzung durch die Physiothe-
rapiepraxis vorbereitet. 

7. Inhalt der 4. Änderung 

a) Mischgebiet 
Um die Ziele der Planung zu erreichen, wird auf den Flurstücken 190/7 und 190/8 die Änderung 
der bisherigen Festsetzungen als „Allgemeines Wohngebiet“ (WA) und „öffentliche Straßen-
verkehrsfläche“ erforderlich. Um die geplante Nutzung zu ermöglichen, werden die beiden 
Flurstücke als „Mischgebiet“ (MI) festgesetzt. Damit wird die Festsetzung des Ursprungsplans 
für die westlich angrenzenden Grundstücke aufgegriffen und ergänzt. Physiotherapiepraxen 
können im Mischgebiet als Anlagen für gesundheitliche Zwecke oder auch als Gebäude für 
freie Berufe zugelassen werden.  

b) Allgemeines Wohngebiet 
Der verbleibende Teil der Stichstraße sowie der südlich angrenzende Fußweg werden aufgrund 
des geänderten Nutzungskonzeptes ebenfalls nicht mehr benötigt. Die Flächen können Teil der 
geplanten Wohngrundstücke werden. Sie werden daher als „Allgemeines Wohngebiet“ (WA) 
festgesetzt. 
Wie eine Parzellierung der Grundstücke im Änderungsbereich aufgrund der geänderten Fest-
setzungen aussehen könnte, zeigt der beigefügte Planausschnitt auf Seite 8. 

c) Maß der baulichen Nutzung, Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche 
Die geplante Nutzung im Mischgebiet erfordert eine etwas höhere Ausnutzung als bisher ge-
plant. Die Ausnutzung im Mischgebiet wird daher mit einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 
festgesetzt. Die Zahl der Vollgeschosse wird unverändert übernommen. 
Die Bauweise wird für das Mischgebiet in offene Bauweise geändert. Das ermöglicht Baukör-
per bis maximal 50 m Länge. Die Begrenzung auf Einzel- und Doppelhäuser sowie die höchst-
zulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden kann im Mischgebiet entfallen. 
Bislang war die überbaubare Grundstücksfläche durch die geplante Stichstraße und den Fußweg 
unterbrochen. Diese Unterbrechung kann entfallen, um eine einheitliche Grundstücksnutzung 
zu ermöglichen. Es wird eine geschlossene überbaubare Grundstücksfläche innerhalb des 
Mischgebiets und des Allgemeinen Wohngebiets festgesetzt. Der Abstand zu den öffentlichen 
Verkehrsflächen wird im Norden und Osten mit 5 m festgesetzt, um die Vorgartenbereiche von 
Bebauung freizuhalten.  

d) Mülltonnenstandplatz 
Da die nördliche Stichstraße und der Fußweg entfallen, können Müllfahrzeuge die Grundstücke 
im Änderungsbereich nicht mehr „anfahren“. Für die Grundstücke, die an der südlichen Stich-
straße liegen, wird daher an der Esseler Straße ein „Mülltonnenstandplatz“ festgesetzt.  
Bei einer Parzellierung der Grundstücksflächen im nördlichen Teil des Änderungsbereichs 
müssen Aufstellmöglichkeiten für Mülltonnen am Abholtag auf den privaten Grundstücksflä-
chen vorgesehen werden. 

e) Unveränderte Übernahme aus der 3. Änderung und Erweiterung 
Folgende Festsetzungen werden unverändert übernommen: 

• die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung und zur Bauweise auf den als WA fest-
gesetzten Flächen, 
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• die Festsetzungen zum Lärmschutz an der Esseler Straße, 

• die Erhaltungsbindung für den Baumbestand, 

• die textlichen Festsetzungen (soweit sie den Änderungsbereich betreffen) und die örtliche 
Bauvorschrift. 

 
Mögliche Parzellierung der Flächen im Änderungsbereich (grüne Umrandung)  

und der südlich angrenzenden Fläche 
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8. Abwägung der betroffenen Belange 

a) Erschließung 
Durch die vorhandenen und geplanten Verkehrsflächen südlich des Änderungsbereichs wird 
eine den Anforderungen des § 4 NBauO genügende Verkehrserschließung gewährleistet. 
Träger der Wasserversorgung ist der Wasserverband Heidekreis. Der Änderungsbereich ist an 
das Leitungsnetz angeschlossen. Bei einer Bebauung der Flächen muss dieses entsprechend 
erweitert werden.  
Träger der Elektrizitäts- und der Gasversorgung ist die Avacon Netz GmbH. Die geplante Be-
bauung kann durch Erweiterung der Leitungsnetze versorgt werden.  
Träger des Telekommunikationsnetzes ist die Telekom Deutschland GmbH. Zur Versorgung 
des Änderungsbereichs ist die Verlegung neuer Telekommunikationsleitungen erforderlich.  
Träger der Abfallbeseitigung ist die Abfallwirtschaft Heidekreis. Auf den vorhandenen Ver-
kehrsflächen können die Müllfahrzeuge ohne Schwierigkeiten fahren. Hinterlieger müssen an 
den Abholtagen den Müll an die Straße bringen. An der geplanten Stichstraße südlich des Än-
derungsbereichs wird dazu ein Mülltonnenstandplatz vorgesehen.  
Träger der Abwasserbeseitigung ist die Samtgemeinde Schwarmstedt. Das Plangebiet wird an 
die zentrale Schmutzwasserkanalisation angeschlossen. Die geplante Bebauung kann durch Er-
weiterung des Kanalnetzes entsorgt werden. 
Die Oberflächenentwässerung soll wie bisher durch Versickerung auf den Grundstücken erfol-
gen.  

b) Wirtschaftliche und gesundheitliche Belange 
Der Bebauungsplan fördert die Belange der Wirtschaft und gesundheitliche Belange. Er schafft 
die planungsrechtlichen Voraussetzungen für den Neubau eines Gebäudes für eine Physiothe-
rapiepraxis.  

c) Wohnbedarf der Bevölkerung, Anforderungen an gesunde Wohnverhält-
nisse 

Der Bebauungsplan fördert durch die Bereitstellung von Wohngrundstücken den öffentlichen 
Belang „Wohnbedürfnisse der Bevölkerung“ (§ 1 Abs. 6 Nr.  2 BauGB). Das ist ein wichti-
ges Ziel der Änderung des Bebauungsplans.  
Bei der Schaffung neuer Baugrundstücke müssen die allgemeinen Anforderungen an gesunde 
Wohnverhältnisse gewahrt werden. Das ist im Plangebiet der Fall. Innerhalb des Plangebiets 
entstehen keine nachteiligen Auswirkungen durch die festgesetzte Nutzung für ein Allgemeines 
Wohngebiet und ein Mischgebiet. Beeinträchtigungen sind durch den Verkehrslärm der Kreis-
straße K 105 zu erwarten. Hierzu werden Vorkehrungen zum Schutz gegen den Verkehrslärm 
vorgesehen.  

d) Belange von Natur und Landschaft  
Durch die Änderung des Bebauungsplans entsteht keine wesentliche Beeinträchtigung der Be-
lange des Naturschutzes.  
Für die Beurteilung der Auswirkungen der Planung sind die Änderungen gegenüber der 3. Än-
derung und Erweiterung maßgeblich. Die GRZ wird gegenüber den bisherigen Festsetzungen 
nur für die als „Mischgebiet“ festgesetzte Flächen von 0,3 auf 0,4 erhöht.  
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Im Gegenzug wird auf die Festsetzung von öffentlichen Verkehrsflächen verzichtet, die in der 
Regel einen deutlich höheren Versiegelungsgrad aufweisen, als die geplanten Baugrundstücke. 
Daher kann davon ausgegangen werden, dass gegenüber den bisherigen Festsetzungen keine 
wesentliche Erhöhung der zulässigen Versiegelung entsteht. 
Die mit der 3. Änderung und Erweiterung vorgesehenen Erhaltungsbindungen für den Baum-
bestand werden unverändert übernommen. 
Wie bereits oben ausgeführt, gelten im beschleunigten Verfahren (in den Fällen des 
§ 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB) Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplans 
zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 vor der planerischen Entscheidung erfolgt 
oder zulässig. Das bedeutet, dass für die geplante bauliche Nutzung die Eingriffsregelung nicht 
anzuwenden ist. 
Ein Bebauungsplan darf nur Festsetzungen enthalten, die bei seiner Ausführung entweder nicht 
gegen das besondere Artenschutzrecht des § 44 BNatSchG verstoßen oder die Voraussetzun-
gen für die Erteilung einer Ausnahme nach § 45 BNatSchG bzw. einer Befreiung nach § 67 
BNatSchG erfüllen. Dabei sind für die artenschutzrechtliche Betrachtung des Eingriffs gemäß 
§ 44 Abs. 5 BNatSchG nur die nach europäischem Recht geschützten Tier- und Pflanzenarten 
des Anhangs IV a und b der FFH-RL und die europäischen Vogelarten relevant. 
Eine artenschutzrechtliche Kartierung wurde bereits im Rahmen der 3. Änderung und Erweite-
rung wurde durchgeführt. Im Ergebnis wurde festgestellt, dass die Verbotstatbestände des § 44 
BNatSchG nicht erfüllt bzw. bei der Durchführung der 3. Änderung vermieden werden können. 
Für die 4. Änderung gilt nichts anderes. 

e) Private Belange  
Private Belange werden durch den Bebauungsplan gefördert. Die Eigentümer der Flächen im 
Plangebiet haben ein Interesse an den zusätzlichen Bebauungsmöglichkeiten, die der Bebau-
ungsplan schafft.  
Andere öffentliche und private Belange, die von der 4. Änderung in wesentlichem Maß geför-
dert oder beeinträchtigt werden, sind nicht ersichtlich. 
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Verfahrensvermerke 
Planverfasser 

Der Entwurf der 4. Änderung des Bebauungsplans Nr. 21 „Hinter dem Mönke“ mit örtlicher 
Bauvorschrift und die Begründung dazu wurden ausgearbeitet von Susanne Vogel, Architektin, 
Hannover. 
Hannover, im April 2022 

Aufstellung im beschleunigten Verfahren gem. § 13aBauGB 
Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde hat in seiner Sitzung am 27.04.2022 die Aufstellung 
der 4. Änderung des Bebauungsplans Nr. 21 „Hinter dem Mönke“ mit örtlicher Bauvorschrift 
im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss gem. 
§ 2 Abs. 1 BauGB wurde am ________________ ortsüblich bekannt gemacht.  
Die Unterrichtung der Öffentlichkeit gem. § 13a Abs. 3 Nr. 2 BauGB erfolgte vom 
___________ bis einschließlich _________________. 

Öffentliche Auslegung 
Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde hat in seiner Sitzung am 27.04.2022 dem Entwurf 
der 4. Änderung des Bebauungsplans Nr. 21 „Hinter dem Mönke“ mit örtlicher Bauvorschrift 
und der Begründung dazu zugestimmt und die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
beschlossen. 
Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am ______________ ortsüblich bekannt 
gemacht. 
Der Entwurf der 4. Änderung des Bebauungsplans Nr. 21 „Hinter dem Mönke“ mit örtlicher 
Bauvorschrift und die Begründung dazu haben von _________________ bis einschließlich 
_________________ gem. § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 1 Planungssicherstellungsgesetz 
(PlanSiG) durch Bereitstellung auf der Internetseite der Samtgemeinde Schwarmstedt öffent-
lich ausgelegen. Der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachung nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB 
wurde ebenfalls in das Internet eingestellt. 
Als zusätzliches Informationsangebot gem. § 3 Abs. 2 PlanSiG konnten die Unterla-gen in der 
Samtgemeindeverwaltung eingesehen bzw. in Papierform angefordert werden. 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 
__________________ gem. § 3 Abs. 2 BauGB von der öffentlichen Auslegung benachrichtigt 
und gem. § 4 Abs. 2 BauGB beteiligt. 

Schwarmstedt, den ________________ Der Gemeindedirektor 
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